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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.01.2020 

Geschäftszahl 

Ro 2019/10/0026 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2016/10/0043 E 29. September 2017 RS 3 

Stammrechtssatz 

Ob einer Person in einem bestimmten Verfahren Parteistellung zukommt, regelt grundsätzlich § 8 AVG 
im Zusammenhang mit den jeweils zur Anwendung kommenden Verwaltungsvorschriften (vgl. VwGH 
27.4.2017, Ro 2015/07/0002). Soweit die Verwaltungsvorschriften nicht ausdrücklich die 
Rechtsvorschriften nennen, aus denen sich subjektive Rechte ergeben, oder gar ausdrücklich regeln, wem 
in einem bestimmten Verfahren kraft subjektiven Rechts Parteistellung zukommt, ist im Wege der 
Auslegung zu prüfen, ob durch die maßgeblichen Rechtsvorschriften nur eine Rechtspflicht der Behörde 
oder auch ein subjektives Recht einer bestimmten Person begründet wird. Bei der Beurteilung dieser 
Frage kommt es wesentlich auf den Zweck der Norm an (vgl. VwGH 22.1.2015, Ra 2014/06/0005). 
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